
RICHTLINIEN

RICHTLINIE 2008/96/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 19. November 2008

über ein Sicherheitsmanagement für die Straßenverkehrsinfrastruktur

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 71 Absatz 1 Buchsta
be c,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial
ausschusses (1),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das in der Entscheidung Nr. 1692/96/EG des Europä
ischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 1996
über gemeinschaftliche Leitlinien für den Aufbau eines
transeuropäischen Verkehrsnetzes (3) definierte transeuro
päische Straßennetz ist von grundlegender Bedeutung für
die Integration und den Zusammenhalt Europas und ge
währleistet eine hohe Lebensqualität. Insbesondere sollte
ein hohes Sicherheitsniveau gewährleistet sein.

(2) In ihrem Weißbuch vom 12. September 2001 „Die Eu
ropäische Verkehrspolitik bis 2010: Weichenstellungen
für die Zukunft“ wies die Kommission auf die Notwen
digkeit hin, Sicherheitsfolgenabschätzungen und Straßen
verkehrssicherheitsaudits durchzuführen, um in der
Gemeinschaft Straßenabschnitte mit hoher Unfallhäufig
keit zu erkennen und Abhilfe zu schaffen. Sie setzte sich
darin auch das Ziel, die Zahl der Verkehrstoten auf den
Straßen in der Europäischen Union zwischen 2001 und
2010 zu halbieren.

(3) In ihrer Mitteilung vom 2. Juni 2003 „Europäisches Ak
tionsprogramm für die Straßenverkehrssicherheit — Hal
bierung der Zahl der Unfallopfer im Straßenverkehr in
der Europäischen Union bis 2010: eine gemeinsame Auf
gabe“ benannte die Kommission die Straßeninfrastruktur
als den dritten Bereich ihrer Politik zur Verbesserung der
Straßenverkehrssicherheit und forderte, dass die Infra

struktur ihren Beitrag zu der von der Union angestrebten
Senkung der Unfallzahlen leisten solle.

(4) In den vergangenen Jahren wurden bei der Fahrzeugkon
zeption betreffend die Sicherheit sowie die Entwicklung
und Anwendung neuer Technologien große Fortschritte
gemacht, die zur Verringerung der Zahl der Menschen
beigetragen haben, die im Straßenverkehr getötet oder
verletzt worden sind. Wenn das für 2010 angestrebte
Ziel erreicht werden soll, müssen die Maßnahmen auch
in anderen Bereichen ansetzen. Das Sicherheitsmanage
ment im Bereich der Straßenverkehrsinfrastruktur bietet
einen weiten Raum für Verbesserungen, der unbedingt
genutzt werden sollte.

(5) Die Festlegung geeigneter Verfahren ist ein wesentliches
Instrument zur Verbesserung der Infrastruktursicherheit
im transeuropäischen Straßennetz. Folgenabschätzungen
hinsichtlich der Straßenverkehrssicherheit sollten auf stra
tegischer Ebene die Auswirkungen verschiedener Pla
nungsvarianten eines Infrastrukturprojekts darlegen, und
sie sollten bei der Entscheidung über eine Streckenfüh
rung eine wichtige Rolle spielen. Die Ergebnisse der Fol
genabschätzungen hinsichtlich der Straßenverkehrssicher
heit können in mehreren Dokumenten festgehalten wer
den. Straßenverkehrssicherheitsaudits sollten in detaillier
ter Weise Merkmale eines Infrastrukturprojekts aufzeigen,
die die Sicherheit beeinträchtigen. Es erscheint daher
sinnvoll, für diese beiden Bereiche verbindliche Verfahren
zu entwickeln, die geeignet sind, die Sicherheit der Infra
struktur des transeuropäischen Straßennetzes zu verbes
sern, die jedoch nicht für Straßentunnel gelten sollten, die
von der Richtlinie 2004/54/EG des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 29. April 2004 über Mindest
anforderungen an die Sicherheit von Tunneln im trans
europäischen Straßennetz (4) erfasst werden.

(6) Einige Mitgliedstaaten verfügen bereits über ein gut funk
tionierendes Sicherheitsmanagement für die Straßenver
kehrsinfrastruktur. Diese Länder sollten ihre bereits be
stehenden Methoden beibehalten dürfen, soweit sie mit
den Zielen dieser Richtlinie in Einklang stehen.

(7) Forschung ist unerlässlich zur Verbesserung der Sicher
heit auf den Straßen in der Europäischen Union. Die
Entwicklung und Demonstration von Komponenten,
Maßnahmen und Methoden (einschließlich Telematik) so
wie die Verbreitung der Forschungsergebnisse leisten ei
nen bedeutenden Beitrag zur Verbesserung der Sicherheit
der Straßenverkehrsinfrastruktur.
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(8) Das Sicherheitsniveau bestehender Straßen sollte erhöht
werden, indem die Mittel gezielt in Straßenabschnitte mit
der höchsten Unfallhäufigkeit und/oder dem höchsten
Unfallverhütungspotenzial investiert werden. Damit die
Verkehrsteilnehmer ihr Verhalten auf die Gefahr einstel
len und die Verkehrsregeln, insbesondere Geschwindig
keitsbeschränkungen, besser beachten, sollten sie auf
Streckenabschnitte mit hoher Unfallhäufigkeit hingewie
sen werden.

(9) Eine Einstufung der Sicherheit des Straßennetzes kann
bereits kurz nach seiner Einführung erhebliche Wirkung
entfalten. Sobald Streckenabschnitte mit hoher Unfallhäu
figkeit bearbeitet und Abhilfemaßnahmen getroffen wor
den sind, sollten Vorbeugemaßnahmen in Form von Si
cherheitsüberprüfungen größere Bedeutung gewinnen.
Regelmäßige Sicherheitsüberprüfungen sind geeignet,
möglichen Gefahren für alle, auch ungeschützte, Ver
kehrsteilnehmer und auch Gefahren an Straßenbaustellen
vorzubeugen.

(10) Die Ausbildung und Zertifizierung von Sicherheitsperso
nal in Kursen und in Qualifikationsverfahren, die von den
Mitgliedstaaten validiert werden, sollten gewährleisten,
dass die Kenntnisse dieses Personals auf dem neuesten
Stand gehalten werden.

(11) Um die Sicherheit auf den Straßen in der Europäischen
Union zu verbessern, sollten Möglichkeiten für einen ver
stärkten und konsequenteren Austausch bewährter Prak
tiken zwischen den Mitgliedstaaten geschaffen werden.

(12) Um ein hohes Sicherheitsniveau auf den Straßen in der
Europäischen Union zu gewährleisten, sollten die Mit
gliedstaaten Leitlinien für das Sicherheitsmanagement
der Infrastruktur anwenden. Die Übermittlung der natio
nalen Leitlinien an die Kommission und eine regelmäßige
Berichterstattung über ihre Umsetzung sollten es ermög
lichen, die Infrastruktursicherheit auf Gemeinschaftsebene
systematisch zu verbessern und das Sicherheitsmanage
ment nach und nach wirksamer zu gestalten. Aus den
Berichten über die Umsetzung der Leitlinien sollten die
Mitgliedstaaten außerdem ersehen können, welche Lösun
gen für sie am besten geeignet sind; die systematische
Erfassung von Daten aus Vorher-Nachher-Studien sollte
es zudem ermöglichen, künftige Maßnahmen so wirksam
wie möglich zu gestalten.

(13) Die Bestimmungen dieser Richtlinie, die sich auf Investi
tionen im Bereich der Straßenverkehrssicherheit beziehen,
sollten unbeschadet der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten
in Bezug auf Investitionen zur Instandhaltung des Stra
ßennetzes gelten.

(14) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich die Festlegung von
Verfahren zur Gewährleistung eines hohen Sicherheitsni
veaus auf den Straßen des transeuropäischen Netzes, auf
Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden kann und daher wegen der Wirkungen der Maß
nahme besser auf Gemeinschaftsebene zu verwirklichen
ist, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Arti
kel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip
tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese
Richtlinie nicht über das zur Erreichung dieses Ziels er
forderliche Maß hinaus.

(15) Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festle
gung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommis
sion übertragenen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen
werden.

(16) Insbesondere sollte die Kommission die Befugnis erhal
ten, die für die Verbesserung der Verfahren des Straßen
verkehrssicherheitsmanagements und die Anpassung der
Anhänge an den technischen Fortschritt erforderlichen
Kriterien zu erlassen. Da es sich hierbei um Maßnahmen
von allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie, auch
durch Ergänzung um neue nicht wesentliche Bestimmun
gen, bewirken, sind diese Maßnahmen nach dem Rege
lungsverfahren mit Kontrolle des Artikels 5a des Be
schlusses 1999/468/EG zu erlassen.

(17) Eine ausreichende Zahl von Parkplätzen am Straßenrand
ist nicht nur zur Vermeidung von Kriminalität, sondern
auch für die Verkehrssicherheit von großer Bedeutung.
Parkplätze ermöglichen es den Fahrern von Kraftfahrzeu
gen, rechtzeitig eine Ruhezeit einzulegen und die Reise
anschließend mit voller Aufmerksamkeit fortzusetzen.
Die Einrichtung einer ausreichenden Zahl sicherer Park
plätze sollte daher integraler Bestandteil des Sicherheits
managements für die Straßenverkehrsinfrastruktur sein.

(18) Gemäß Nummer 34 der Interinstitutionellen Vereinba
rung über bessere Rechtsetzung (2) sind die Mitgliedstaa
ten aufgefordert, für ihre eigenen Zwecke und im Inte
resse der Gemeinschaft eigene Tabellen aufzustellen, aus
denen im Rahmen des Möglichen die Entsprechungen
zwischen dieser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnah
men zu entnehmen sind, und diese zu veröffentlichen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

(1) Mit dieser Richtlinie werden die Einführung und Durch
führung von Verfahren für Folgenabschätzungen hinsichtlich der
Straßenverkehrssicherheit, Straßenverkehrssicherheitsaudits, das
Sicherheitsmanagement des Straßennetzes und Sicherheitsüber
prüfungen durch die Mitgliedstaaten vorgeschrieben.

(2) Diese Richtlinie gilt für in Planung, im Bau oder in Be
trieb befindliche Straßen, die Teil des transeuropäischen Stra
ßennetzes sind.

(3) Die Mitgliedstaaten können die Bestimmungen dieser
Richtlinie, im Sinne einer Zusammenstellung bewährter Prakti
ken, auch auf nationale Straßenverkehrsinfrastruktur anwenden,
die nicht Teil des transeuropäischen Straßennetzes ist und die
ganz oder teilweise mit Gemeinschaftsmitteln geschaffen wurde.
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(4) Diese Richtlinie gilt nicht für Straßentunnel, die von der
Richtlinie 2004/54/EG erfasst werden.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

1. „transeuropäisches Straßennetz“ das in Anhang I Abschnitt 2
der Entscheidung Nr. 1692/96/EG beschriebene Straßennetz;

2. „zuständige Stelle“ eine öffentliche oder private Stelle, die auf
nationaler, regionaler oder lokaler Ebene angesiedelt ist und
aufgrund ihrer Aufgaben an der Durchführung dieser Richt
linie mitwirkt, einschließlich als zuständige Stellen benannte
Einrichtungen, die bereits vor Inkrafttreten dieser Richtlinie
bestanden haben, sofern sie den Anforderungen dieser Richt
linie entsprechen;

3. „Folgenabschätzung hinsichtlich der Straßenverkehrssicher
heit“ eine strategisch orientierte vergleichende Analyse der
Auswirkungen einer neuen Straße oder wesentlicher Ände
rungen an bestehenden Straßen auf die Sicherheit im Stra
ßennetz;

4. „Straßenverkehrssicherheitsaudit“ eine unabhängige, einge
hende, systematische und technische Prüfung der Entwurfs
merkmale eines Infrastrukturprojekts unter dem Sicherheits
aspekt in verschiedenen Phasen der Planung bis zur ersten
Betriebsphase;

5. „Einstufung von Straßenabschnitten mit hoher Unfallhäufig
keit“ eine Methode, nach der die Abschnitte des Straßennet
zes, die seit mehr als drei Jahren in Betrieb sind und auf
denen sich im Verhältnis zum Verkehrsaufkommen eine
hohe Zahl tödlicher Unfälle ereignet hat, ermittelt, analysiert
und klassifiziert werden;

6. „Einstufung der Sicherheit des Straßennetzes“ eine Methode,
mit der Teile des bestehenden Straßennetzes anhand ihres
Potenzials zur Verbesserung der Sicherheit und Senkung
der Unfallkosten ermittelt, analysiert und klassifiziert werden;

7. „Sicherheitsüberprüfung“ die reguläre und regelmäßig durch
geführte Überprüfung der Eigenschaften und Mängel, die aus
Sicherheitsgründen Wartungsarbeiten erfordern;

8. „Leitlinien“ von den Mitgliedstaaten erlassene Regeln, die an
geben, wie die in dieser Richtlinie vorgesehenen Sicherheits
verfahren durchzuführen und welche Aspekte dabei zu be
rücksichtigen sind;

9. „Infrastrukturprojekt“ ein Projekt für einen Straßenneubau
oder eine wesentliche Änderung des bestehenden Straßen
netzes, das bzw. die den Verkehrsfluss beeinflusst.

Artikel 3

Folgenabschätzung hinsichtlich der
Straßenverkehrssicherheit für Infrastrukturprojekte

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass für alle Infrastruk
turprojekte eine Folgenabschätzung hinsichtlich der Straßenver
kehrssicherheit vorgenommen wird.

(2) Die Folgenabschätzung hinsichtlich der Straßenverkehrssi
cherheit wird in der ersten Planungsphase und vor Erteilung der
Baugenehmigung für das Infrastrukturprojekt durchgeführt. Da
bei sind die Mitgliedstaaten bestrebt, die in Anhang I aufgeführ
ten Kriterien einzuhalten.

(3) In der Folgenabschätzung hinsichtlich der Straßenver
kehrssicherheit ist anzugeben, welche Sicherheitsaspekte zur
Wahl der vorgeschlagenen Lösung beitragen. Ferner sind alle
für eine Kosten-Nutzen-Analyse der untersuchten Optionen not
wendigen Angaben zu machen.

Artikel 4

Straßenverkehrssicherheitsaudit für Infrastrukturprojekte

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass für alle Infrastruk
turprojekte ein Straßenverkehrssicherheitsaudit durchgeführt
wird.

(2) Bei der Durchführung der Straßenverkehrssicherheitsau
dits sind die Mitgliedstaaten bestrebt, die in Anhang II aufge
führten Kriterien einzuhalten.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Gutachter die Ent
wurfsmerkmale eines Infrastrukturprojekts unter dem Sicher
heitsaspekt zu prüft.

Der Gutachter wird gemäß Artikel 9 Absatz 4 bestellt und muss
über die notwendige Befähigung und Ausbildung nach Artikel 9
verfügen. Wird ein Straßenverkehrssicherheitsaudit von einem
Team durchgeführt, so muss mindestens ein Teammitglied einen
Befähigungsnachweis gemäß Artikel 9 Absatz 3 besitzen.

(3) Straßenverkehrssicherheitsaudits sind Bestandteil des Ent
wurfsprozesses eines Infrastrukturprojekts und sind in den Pro
jektphasen Vorentwurf, Ausführungsentwurf, Fertigstellung und
in der ersten Betriebsphase durchzuführen.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Gutachter für
jede Phase des Infrastrukturprojekts einen Auditbericht verfasst,
in dem er auf die sicherheitsrelevanten Entwurfsmerkmale hin
weist. Wurde ein Entwurfsmangel, auf den der Gutachter in
seinem Bericht hingewiesen hat, nicht vor Abschluss der jewei
ligen Projektphase nach Anhang II behoben, so legt die zustän
dige Stelle in einem Anhang zum Bericht die Gründe dafür dar.

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass aus dem in Ab
satz 4 genannten Bericht sicherheitsrelevante Empfehlungen ab
geleitet werden.
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Artikel 5

Sicherheitseinstufung und -management des in Betrieb
befindlichen Straßennetzes

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Einstufung von
Straßenabschnitten mit hoher Unfallhäufigkeit und die Einstu
fung der Sicherheit des Straßennetzes auf der Grundlage von
zumindest alle drei Jahre durchzuführenden Sicherheitsüberprü
fungen des Betriebs des Straßennetzes durchgeführt werden.
Dabei sind die Mitgliedstaaten bestrebt, die in Anhang III auf
geführten Kriterien einzuhalten.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Straßenabschnitte,
die den Ergebnissen der Einstufung von Straßenabschnitten mit
hoher Unfallhäufigkeit sowie der Einstufung der Sicherheit des
Straßennetzes zufolge eine höhere Priorität aufweisen, von Ex
pertenteams durch Ortsbesichtigungen anhand der in Anhang
III Abschnitt 3 genannten Gesichtspunkte bewertet werden.
Mindestens ein Mitglied eines Expertenteams muss die Anforde
rungen des Artikels 9 Absatz 4 Buchstabe a erfüllen.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Abhilfemaßnah
men gezielt auf die in Absatz 2 genannten Straßenabschnitte
ausgerichtet werden. Dabei wird den in Anhang III Abschnitt 3
Buchstabe e genannten Maßnahmen Vorrang eingeräumt, wobei
den Maßnahmen mit dem günstigsten Nutzen-Kosten-Verhältnis
Beachtung zu schenken ist.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verkehrsteil
nehmer durch die Aufstellung bzw. Anbringung geeigneter Zei
chen auf Instandsetzungsarbeiten in Straßenabschnitten auf
merksam gemacht werden, die die Sicherheit der Verkehrsteil
nehmer beeinträchtigen können. Zu diesen Zeichen, die den
Vorschriften des Wiener Übereinkommens von 1968 über Stra
ßenverkehrszeichen genügen, gehören unter anderem auch Zei
chen, die sowohl am Tag als auch in der Nacht sichtbar sind
und in einem sicheren Abstand anzubringen sind.

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verkehrsteil
nehmer in geeigneter Weise über Straßenabschnitte mit hoher
Unfallhäufigkeit informiert werden. Beschließt ein Mitgliedstaat,
Warnschilder aufzustellen, so müssen sie dem Wiener Überein
kommen über Straßenverkehrszeichen von 1968 genügen.

Artikel 6

Sicherheitsüberprüfungen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Sicherheitsüberprü
fungen der in Betrieb befindlichen Straßen durchgeführt werden,
damit sicherheitsrelevante Merkmale erkannt und Unfälle ver
hütet werden.

(2) Sicherheitsüberprüfungen umfassen regelmäßige Überprü
fungen des Straßennetzes und Erhebungen über die möglichen
Auswirkungen der Einrichtung von Straßenbaustellen auf die
Sicherheit des Verkehrsflusses.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in regelmäßigen
Abständen Überprüfungen von der zuständigen Stelle durchge

führt werden. Überprüfungen sind so häufig durchzuführen,
dass auf den jeweiligen Straßen ein ausreichendes Sicherheits
niveau sichergestellt ist.

(4) Unbeschadet der nach Artikel 8 erlassenen Leitlinien er
lassen die Mitgliedstaaten Leitlinien für vorübergehende Sicher
heitsmaßnahmen an Straßenbaustellen. Sie richten ferner ein
geeignetes Kontrollsystem ein, um die ordnungsgemäße Anwen
dung dieser Leitlinien sicherzustellen.

Artikel 7

Erfassung und Verarbeitung von Daten

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zuständige
Stelle für jeden tödlichen Unfall auf einer der in Artikel 1 Ab
satz 2 genannten Straßen einen Unfallbericht verfasst. Die Mit
gliedstaaten sind bestrebt, in diesen Bericht alle Angaben nach
Anhang IV aufzunehmen.

(2) Die Mitgliedstaaten errechnen die durchschnittlichen so
zialen Kosten eines tödlichen und eines schweren Unfalls, der
sich auf ihrem Hoheitsgebiet ereignet. Die Mitgliedstaaten kön
nen die Kostensätze weiter differenzieren; die Kostensätze wer
den mindestens alle fünf Jahre aktualisiert.

Artikel 8

Erlass und Mitteilung von Leitlinien

(1) Sofern nicht bereits Leitlinien bestehen, stellen die Mit
gliedstaaten sicher, dass bis spätestens zum 19. Dezember 2011
Leitlinien erlassen werden, um die zuständigen Stellen bei der
Durchführung der Richtlinie zu unterstützen.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Leitlinien
innerhalb von drei Monaten nach ihrer Verabschiedung oder
Änderung mit.

(3) Die Kommission macht die Leitlinien auf einer öffentlich
zugänglichen Website zugänglich.

Artikel 9

Bestellung und Ausbildung von Gutachtern

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bis spätestens zum
19. Dezember 2011 Ausbildungskurse für Straßenverkehrssi
cherheitsgutachter eingerichtet werden, sofern diese nicht bereits
bestehen.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Straßenverkehrssi
cherheitsgutachter, die in dieser Richtlinie vorgesehene Aufga
ben erfüllen, eine Erstausbildung absolvieren, bei deren Ab
schluss sie einen Befähigungsnachweis erhalten, und danach re
gelmäßig an Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Straßenverkehrssi
cherheitsgutachter einen Befähigungsnachweis besitzen. Vor In
krafttreten dieser Richtlinie verliehene Befähigungsnachweise
werden anerkannt.
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(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bei der Bestellung
von Gutachtern folgende Anforderungen erfüllt werden:

a) sie müssen einschlägige Erfahrung oder Ausbildung auf den
Gebieten des Straßenentwurfs, der Sicherheitstechnik im
Straßenverkehr und der Unfallanalyse haben;

b) zwei Jahre, nachdem die Mitgliedstaaten die Leitlinien nach
Artikel 8 erlassen haben, dürfen Straßenverkehrssicherheits
audits nur noch von Gutachtern oder von Teams, zu denen
Gutachter gehören, durchgeführt werden, die die Anforde
rungen der Absätze 2 und 3 erfüllen;

c) ein Gutachter darf zum Zeitpunkt des Audits nicht am Ent
wurf oder Betrieb des von ihm begutachteten Infrastruktur
projekts beteiligt sein.

Artikel 10

Austausch bewährter Praktiken

Zur Erhöhung der Sicherheit auf den Straßen der Europäischen
Union, die nicht Teil des transeuropäischen Straßennetzes sind,
richtet die Kommission ein kohärentes System für den Aus
tausch von bewährten Praktiken zwischen den Mitgliedstaaten
ein, das unter anderem bestehende Vorhaben zur Sicherheit der
Straßenverkehrsinfrastruktur und bewährte Technologie für die
Straßenverkehrssicherheit umfasst.

Artikel 11

Kontinuierliche Verbesserung der Verfahren des
Sicherheitsmanagements

(1) Die Kommission erleichtert und strukturiert den Aus
tausch von Kenntnissen und bewährten Praktiken zwischen
den Mitgliedstaaten und nutzt dabei die in den bestehenden
einschlägigen internationalen Foren gewonnenen Erfahrungen,
damit eine kontinuierliche Verbesserung der Verfahren des Si
cherheitsmanagements für die Straßenverkehrsinfrastruktur in
der Europäischen Union erreicht werden kann.

(2) Die Kommission wird von dem in Artikel 13 genannten
Ausschuss unterstützt. Soweit besondere Maßnahmen zu erlas
sen sind, werden diese nach dem in Artikel 13 Absatz 3 ge
nannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.

(3) Gegebenenfalls können Nichtregierungsorganisationen,
die auf dem Gebiet der Sicherheit und des Infrastrukturmana
gements für Verkehrsstraßen tätig sind, zu Fragen betreffend die
technische Sicherheit konsultiert werden.

Artikel 12

Anpassung an den technischen Fortschritt

Die Anhänge dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 13
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle an den
technischen Fortschritt angepasst.

Artikel 13

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Artikel 14

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis zum
19. Dezember 2010 nachzukommen. Sie teilen der Kommission
unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 15

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentli
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 16

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 19. November 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident
J.-P. JOUYET
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ANHANG I

FOLGENABSCHÄTZUNG HINSICHTLICH DER STRASSENVERKEHRSSICHERHEIT FÜR
INFRASTRUKTURPROJEKTE

1. Bestandteile einer Folgenabschätzung hinsichtlich der Straßenverkehrssicherheit:

a) Bestimmung des Problems;

b) Beschreibung der derzeitigen Situation und des Nullszenarios;

c) Formulierung der Straßenverkehrssicherheitsziele;

d) Analyse der Auswirkungen der vorgeschlagenen Planungsvarianten auf die Straßenverkehrssicherheit;

e) Vergleich der Planungsvarianten, einschließlich der Kosten-Nutzen-Analyse;

f) Beschreibung des Spektrums der möglichen Lösungen.

2. Zu berücksichtigende Aspekte:

a) Todesfälle und Unfälle, angestrebte Minderung gegenüber dem Nullszenario;

b) Routenwahl und Verkehrscharakteristik;

c) mögliche Auswirkungen auf die bestehenden Verkehrswege (z. B. Ausfahrten, Kreuzungen, plangleiche Knoten
punkte);

d) Verkehrsteilnehmer, darunter ungeschützte Verkehrsteilnehmer (z. B. Fußgänger, Radfahrer, Motorradfahrer);

e) Verkehr (z. B. Verkehrsaufkommen, Verkehrskategorisierung nach Arten);

f) jahreszeitliche und klimatische Bedingungen;

g) Vorhandensein einer hinreichenden Zahl sicherer Parkplätze;

h) seismische Aktivitäten.
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ANHANG II

STRASSENVERKEHRSSICHERHEITSAUDITS FÜR INFRASTRUKTURPROJEKTE

1. Kriterien für die Projektphase Vorentwurf:

a) geografische Lage (z. B. Erdrutsch-, Überschwemmungs- und Lawinengefahr), jahreszeitliche und klimatische Be
dingungen sowie seismische Aktivitäten;

b) Arten von Kreuzungen und Einmündungen und Abstand zwischen ihnen;

c) Anzahl und Art der Fahrstreifen;

d) Arten von Verkehr, für die die geplante Straße zugelassen werden soll;

e) Funktionalität der Straße innerhalb des Netzes;

f) Witterungsverhältnisse;

g) Fahrgeschwindigkeiten;

h) Straßenquerschnitt (z. B. Breite der Fahrbahn, der Rad- und Gehwege);

i) Trassierung in Lage- und Höhenplan;

j) Sichtverhältnisse;

k) Gestaltung von Kreuzungen und Einmündungen;

l) öffentliche Verkehrsmittel und -infrastruktur;

m) schienengleiche Bahnübergänge.

2. Kriterien für die Projektphase Ausführungsentwurf:

a) Trassierungsparameter;

b) kohärente Verkehrszeichen und Fahrbahnmarkierungen;

c) Beleuchtung von Straßen und Straßenkreuzungen;

d) Straßenausstattung;

e) Straßenseitenraum einschließlich Vegetation;

f) feststehende Hindernisse neben der Straße;

g) Ausstattung mit sicheren Parkplätzen;

h) ungeschützte Verkehrsteilnehmer (z. B. Fußgänger, Radfahrer, Motorradfahrer);

i) benutzerfreundliche Anpassung von Fahrzeugrückhaltesystemen (Mittelstreifen und Schutzeinrichtungen zur Ver
meidung einer Gefährdung ungeschützter Verkehrsteilnehmer).

3. Kriterien für die Projektphase Fertigstellung:

a) Sicherheit der Verkehrsteilnehmer und Sichtverhältnisse unter verschiedenen Bedingungen wie z. B. bei Dunkelheit
und unter normalen Witterungsbedingungen;

b) Erkennbarkeit von Verkehrszeichen und Fahrbahnmarkierungen;

c) Zustand des Straßenbelags.

4. Kriterien für die erste Betriebsphase: Bewertung der Straßenverkehrssicherheit im Lichte der tatsächlichen Nutzungs
muster.

Ein in jeglicher Phase durchgeführtes Audit kann die erneute Prüfung der Kriterien für vorangegangene Phasen
erfordern.

DE29.11.2008 Amtsblatt der Europäischen Union L 319/65



ANHANG III

EINSTUFUNG VON STRASSENABSCHNITTEN MIT HOHER UNFALLHÄUFIGKEIT UND EINSTUFUNG DER
SICHERHEIT DES STRASSENNETZES

1. Ermittlung von Straßenabschnitten mit hoher Unfallhäufigkeit

Bei der Ermittlung von Straßenabschnitten mit hoher Unfallhäufigkeit (Unfallschwerpunkten) ist mindestens die Zahl
der tödlichen Unfälle zu berücksichtigen, die sich in den vergangenen Jahren je Einheit der Straßenlänge im Verhältnis
zum Verkehrsaufkommen und bei Kreuzungen und Einmündungen je Standort ereignet haben.

2. Ermittlung der Straßenabschnitte, die im Rahmen der Einstufung der Sicherheit des Straßennetzes zu unter
suchen sind:

Bei der Ermittlung der Straßenabschnitte, die im Rahmen der Einstufung der Sicherheit des Straßennetzes zu unter
suchen sind, wird ihrem jeweiligen Potenzial für die Senkung der Unfallkosten Rechnung getragen. Straßenabschnitte
werden in Kategorien eingeteilt. Bei jeder Straßenkategorie sind die Straßenabschnitte zu untersuchen und nach
sicherheitsrelevanten Faktoren, wie Unfallhäufigkeit, Verkehrsaufkommen und Verkehrsart, einzustufen.

Bei jeder Straßenkategorie wird im Rahmen der Einstufung der Sicherheit des Straßennetzes eine Prioritätenliste von
Straßenabschnitten erstellt, bei denen eine Verbesserung der Infrastruktur sehr erfolgversprechend erscheint.

3. Gesichtspunkte der Bewertung für die Ortsbesichtigung der Expertenteams:

a) Beschreibung des Straßenabschnitts;

b) Verweis auf eventuelle frühere Berichte über denselben Straßenabschnitt;

c) Analyse der etwaigen Unfallberichte;

d) Zahl der Unfälle sowie der getöteten und schwer verletzten Personen in den vergangenen drei Jahren;

e) potenzielle Abhilfemaßnahmen zur Durchführung innerhalb unterschiedlicher Zeitpläne wie zum Beispiel:

— Beseitigung von neben der Straße befindlichen feststehenden Hindernissen oder Bau von Schutzeinrichtungen;

— Herabsetzung von Geschwindigkeitsbeschränkungen und verstärkte örtliche Überwachung ihrer Einhaltung;

— Verbesserung der Sichtverhältnisse unter verschiedenen Wetter- und Lichtverhältnissen;

— Verbesserung der Sicherheit von Straßenausstattung wie Fahrzeugrückhaltesysteme;

— Verbesserung der Kohärenz, Sichtbarkeit, Lesbarkeit und Lage von Fahrbahnmarkierungen (einschließlich Einbau
von Rüttelstreifen) und Verkehrszeichen;

— Schutz vor Steinschlag, Erdrutsch und Lawinen;

— Verbesserung der Griffigkeit des Fahrbahnbelags;

— Erneuerung der Fahrzeugrückhaltesysteme;

— Bereitstellung und Verbesserung von Schutzsystemen im Mittelstreifen;

— Änderung der Überholmöglichkeiten;

— Verbesserung der Gestaltung von Kreuzungen, Einmündungen und schienengleichen Bahnübergängen;

— Änderung der Linienführung;

— Änderung der Fahrbahnbreite, Bau von Standstreifen;

— Installierung einer Verkehrsbeeinflussungsanlage;

— Verringerung von möglichen Konflikten mit ungeschützten Verkehrsteilnehmern;

— Ausbau der Straße auf gängigen Standard;

— Erneuerung oder Austausch des Straßenbelags;

— Einsatz intelligenter Verkehrsschilder;

— Verbesserung intelligenter Verkehrssysteme und Telematikdienste für die Zwecke von Interoperabilität, Notfällen
und Beschilderung.

DEL 319/66 Amtsblatt der Europäischen Union 29.11.2008



ANHANG IV

ANGABEN IN UNFALLBERICHTEN

Unfallberichte enthalten folgende Angaben:

1. möglichst genaue Lage des Unfallortes;

2. Bilder und/oder Skizzen des Unfallortes;

3. Datum und Uhrzeit des Unfalls;

4. Angaben über die Straße wie Umgebung, Straßentyp, Art der Kreuzung oder Einmündung einschließlich vorhandener
Verkehrszeichen, Anzahl der Fahrstreifen, Straßenmarkierung, Straßenbelag, Licht- und Wetterverhältnisse, zulässige
Geschwindigkeit, Hindernisse neben der Straße;

5. Angaben zur Schwere des Unfalls einschließlich der Anzahl der Toten und Verletzten, möglichst nach gemeinsamen
Kriterien, die nach dem in Artikel 13 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle festzulegen sind;

6. Angaben zu den am Unfall beteiligten Personen wie Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Blutalkoholspiegel, Be
nutzung oder Nichtbenutzung von Sicherheitsausrüstung;

7. Angaben zu den am Unfall beteiligten Fahrzeugen (Typ, Alter, Land, gegebenenfalls Sicherheitsausrüstung, Datum der
letzten wiederkehrenden technischen Untersuchung gemäß den einschlägigen Rechtsvorschriften);

8. Angaben zum Unfall selbst wie Unfallart, Kollisionsart, Fahrzeugbewegung, Manöver des Fahrers;

9. Angaben zu dem zwischen dem Unfallzeitpunkt und der Unfallaufnahme oder dem Eintreffen des Unfallrettungs
dienstes vergangenen Zeitraum, wenn dies möglich ist.
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